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Beschlussvorlage zur Behandlung in öffentlicher Sitzung 

Betreff 
Beitragsfestlegung für  Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und Offene 
Ganztagsschulen; 
Petition und Beschluss des Ausschusses für Anregungen und Beschwerden am 10.10.2011 

Beschlussorgan 
Jugendhilfeausschuss 

Gremium Datum 

 

Beschluss: 
Der Jugendhilfeausschuss – Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie – bedankt sich bei dem Pe-
tenten für seinen Vorschlag. Er lehnt eine Änderung der Elternbeitragssatzung mit der Einführung von 
weiteren Einkommensstufen ab. 
 

Jugendhilfeausschuss 08.05.2012 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 Nein 
 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme        € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
 

Begründung: 
Mit der als Anlage 1 beigefügten Petition wurde eine Veränderung der Einkommensberechnung zur 
Bemessung der Elternbeiträge für die Kindertageseinrichtungen vorgeschlagen.  
 
In der Sitzung am 10.10.2011 hat der Ausschuss für Anregungen und Beschwerden dazu folgenden 
Beschluss gefasst: 
Der Ausschuss für Anregungen und Beschwerden bedankt sich bei dem Petenten für seine Anre-
gung. Der Ausschuss verweist die Eingabe an den Jugendhilfeausschuss und bittet die Verwaltung, 
eine praktikable und gerechtere Lösung mit Darstellung der damit verbundenen Verwaltungskosten 
für verschiedene Varianten vorzulegen. 
 
Die Verwaltung schlägt dem Jugendhilfeausschuss – Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie – 
vor, die Änderung der Satzung nicht vorzunehmen. Die Landesregierung plant für die Zukunft eine 
vollständige Elternbeitragsfreiheit einzuführen, so dass sich die Problematik der Beitragsgerechtigkeit 
zukünftig nicht mehr stellt. Die bisherige Regelung mit 6 Einkommensstufen ist rechtlich in Ordnung 
und wurde vom Oberverwaltungsgericht nicht beanstandet. Eine Ausweitung auf mehr Einkommens-
stufen ginge mit erheblich höherem Verwaltungsaufwand einher, der mit dem vorhandenen Personal-
bestand nicht leistbar wäre und somit zu weiteren Personalkostensteigerungen führen würde. 
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